
Sieg der Schlaflosen

Wie  die  Bürger  von  Baiereck  monatelang
für ihre Nachtruhe kämpften – und warum
ihr  Erfolg  ein  Warnsignal  für  ganz
Deutschland ist

Es war Weihnachten 2024. Die Kerzen brannten, der Glühwein
dampfte,  und  eigentlich  hätte  es  eine  stille  Nacht  sein
sollen.  Doch  in  Baiereck,  einem  kleinen  Ort  im  Kreis
Göppingen, schliefen viele Menschen in dieser Nacht nicht.
Nicht wegen der Aufregung der Feiertage. Sondern wegen eines
tiefen, unaufhörlichen Dröhnens, das durch Wände drang, durch
Kissen, durch Körper.

Zwei Windkraftanlagen vom Typ Nordex N149 hatten kurz zuvor
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ihren Betrieb aufgenommen. Hoch oben auf dem Höhenzug oberhalb
des Dorfes standen sie nun — mächtig, modern, und für viele
Anwohner: unerträglich.

„Es  ist  kein  Windrauschen.  Es  ist  ein
Vibrieren.“
Wer  noch  nie  in  der  Nähe  einer  großen  Windkraftanlage
geschlafen hat, kann sich kaum vorstellen, wovon die Menschen
in Baiereck sprechen. Es ist kein romantisches Rauschen wie
Blätter im Wind. Es ist ein tieffrequentes Pulsieren — ein
Infraschall, den man nicht hört, sondern fühlt. Im Brustkorb.
Im Kopf. In den Zähnen.

„Man liegt im Bett und weiß nicht, warum man nicht schlafen
kann“, beschreibt eine Anwohnerin ihren Alltag. „Dann merkst
du: Es ist dieses Vibrieren. Es hört nicht auf.“

Schlafstörungen,  Kopfschmerzen,  Herzrasen  —  was  klingt  wie
eine  Liste  aus  einem  Beipackzettel,  wurde  für  Dutzende
Familien  in  Baiereck  zur  täglichen  Realität.  Kinder  kamen
morgens übermüdet in die Schule. Ältere Menschen klagten über
Erschöpfung, die sich nicht erklären ließ. Und die Behörden?
Die verwiesen auf Messungen — direkt am Mast der Anlage. Alles
im Normbereich, hieß es. Alles in Ordnung.

Nur im Dorf war eben nichts in Ordnung.

Die Abgestempelten
Was folgte, war eine Erfahrung, die viele Bürger tief verletzt
hat: Sie wurden nicht ernst genommen. Wer über Schlafprobleme
klagte,  galt  schnell  als  überempfindlich.  Wer  auf  den



Infraschall  hinwies,  wurde  mit  technischen  Gutachten
abgespeist.  Das  System  funktionierte  so,  wie  es  immer
funktioniert, wenn Bürger gegen Großprojekte ankämpfen: Die
Beweislast  liegt  bei  den  Betroffenen,  nicht  bei  den
Betreibern.

Dabei ist die Frage, die sich stellt, eigentlich simpel: Wenn
die Messungen am Mast zeigen, dass alles in Ordnung ist —
warum  schlafen  dann  96  Prozent  der  Haushalte  in  Baiereck
schlecht?

Diese  Zahl  ist  kein  Zufall.  Sie  ist  das  Ergebnis  einer
umfassenden  Umfrage,  die  die  Bürgerinitiative  Anfang  2025
unter allen 264 Haushalten des Ortes durchführte. 96 Prozent.
Nicht eine Handvoll Querulanten. Nicht eine kleine Gruppe von
Windkraftgegnern. Nahezu das gesamte Dorf.

Die Nacht, die alles veränderte
Der Wendepunkt kam in der Nacht vom 13. auf den 14. März 2026.
Endlich wurde gemessen, wo es darauf ankommt: nicht am Mast,
sondern bei den Wohnhäusern der Menschen. Und das Ergebnis war
eindeutig.

Bei  Windgeschwindigkeiten  ab  9,5  Metern  pro  Sekunde
überschreiten die Anlagen die gesetzlichen Grenzwerte — durch
eine  sogenannte  Tonhaltigkeit,  ein  charakteristisches,
rhythmisches  Geräuschmuster,  das  besonders  belastend  wirkt.
Schwarz auf weiß, amtlich bestätigt: Die Bürger hatten recht.

Was  vorher  als  subjektives  Empfinden  abgetan  wurde,  war
messbare Realität.



8.  Mai  2026:  Ein  Sieg  —  aber  kein
vollständiger
Seit dem 8. Mai 2026 gilt: Bei starkem Wind müssen die Anlagen
heruntergeregelt werden. Für die Bewohner von Baiereck ist das
ein Moment, der Erleichterung und Erschöpfung zugleich bringt.
Erleichterung, weil sie endlich gehört wurden. Erschöpfung,
weil  es  über  ein  Jahr  gedauert  hat  —  ein  Jahr  voller
schlaflosen Nächte, voller Behördengänge, voller Momente, in
denen man das Gefühl hatte, gegen Windmühlen zu kämpfen. Im
wahrsten Sinne des Wortes.

Doch der Sieg ist nur ein Teilerfolg. Die Anlagen stehen noch.
Sie drehen sich noch. Und bei moderatem Wind — unterhalb der
9,5-Meter-Grenze — laufen sie weiter wie bisher.

Das eigentliche Problem: Wie konnten die
Anlagen überhaupt gebaut werden?
Hier  liegt  der  Kern  des  Skandals,  der  über  Baiereck
hinausweist.  Die  Windkraftanlagen  wurden  erst  durch
Gesetzesänderungen aus dem Jahr 2022 möglich — Änderungen, die
den  Naturschutz  in  Landschaftsschutzgebieten  gezielt
abschwächten.  Im  politischen  Eifer  der  Energiewende  wurden
Schutzgebiete, die jahrzehntelang als unantastbar galten, für
die Windkraft geöffnet.

Man  muss  kein  grundsätzlicher  Gegner  erneuerbarer  Energien
sein, um das problematisch zu finden. Die Frage ist nicht:
Windkraft ja oder nein? Die Frage ist: Wo, wie, und zu welchem
Preis für die Menschen, die dort leben?

In  Baiereck  hat  man  diese  Frage  nicht  gestellt.  Man  hat
Genehmigungen erteilt, Gutachten am Mast erstellt — und die
Menschen im Dorf mit ihren Beschwerden allein gelassen.



Was Baiereck uns lehrt
Der Fall Baiereck ist kein Einzelfall. Er ist ein Symptom. Ein
Symptom dafür, dass die Energiewende in Deutschland zu oft
über die Köpfe der Menschen hinweg geplant wird. Dass Bürger,
die  Bedenken  äußern,  zu  schnell  als  Fortschrittsfeinde
abgestempelt werden. Dass Messungen am falschen Ort als Beweis
für Unbedenklichkeit gelten — solange niemand am richtigen Ort
misst.

Die Bürger von Baiereck haben etwas bewiesen, das eigentlich
selbstverständlich sein sollte: Die Realität der Menschen vor
Ort wiegt schwerer als theoretische Gutachten.

Sie  haben  nicht  aufgegeben.  Sie  haben  gezählt,  gemessen,
dokumentiert, gekämpft. Und sie haben gewonnen — zumindest ein
Stück weit.

Für die nächste schlaflose Nacht, die irgendwo in Deutschland
gerade beginnt, weil wieder eine Anlage in Betrieb geht und
wieder niemand richtig hingehört hat, bleibt die Botschaft aus
Baiereck klar:

Gebt nicht auf. Die Wahrheit lässt sich messen — wenn man nur
am richtigen Ort misst.

Windkraft  um  jeden  Preis?

https://buergerinitiative-pronatur.de/windkraft-um-jeden-preis-diese-subventionspolitik-muss-endlich-enden/


Diese Subventionspolitik muss
endlich enden

BITTE JEDER DIE AKTUELLE PETITION
IM BUNDESTAG UNTERZEICHNEN:

WIR BRAUCHEN 30.000 UNTERSCHRIFTEN
BIS 16.04.2026
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2026/_01/_08/Peti
tion_193142.html

Die Debatte über den Ausbau der Windkraft wird in Deutschland
seit Jahren mit einer auffälligen moralischen Schärfe geführt.
Wer zustimmt, gilt als zukunftsorientiert. Wer widerspricht,
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wird  schnell  als  rückständig,  unvernünftig  oder  gar
verantwortungslos  abgestempelt.  Doch  hinter  dieser
aufgeladenen  Fassade  wächst  bei  immer  mehr  Menschen  der
Eindruck, dass hier etwas grundsätzlich aus dem Ruder gelaufen
ist. Denn was offiziell als notwendiger Fortschritt verkauft
wird,  ist  vielerorts  nichts  anderes  als  ein  politisch
aufgeblähtes  Fördersystem,  das  wirtschaftliche  Schwächen
kaschiert, Natur und Landschaft belastet und die finanziellen
Folgen auf die Allgemeinheit abwälzt.

Genau an diesem Punkt setzt die Petition 193142 an, die am
08.01.2026  beim  Deutschen  Bundestag  eingereicht  wurde.  Sie
fordert  eine  grundlegende  Reform  der  bestehenden
Subventionspolitik  des  Bundes  für  die  Errichtung  von
Windenergieanlagen. Im Zentrum der Kritik steht vor allem das
sogenannte Referenzertragsmodell, also jenes System, das dafür
sorgt,  dass  sich  Windkraftanlagen  nicht  nur  an  wirklich
geeigneten Standorten rechnen, sondern auch dort, wo der Wind
von Natur aus kaum ausreicht. Dass ein solches Modell seit
Jahren politisch verteidigt wird, ist bezeichnend für eine
Energiewendepolitik,  die  sich  immer  weiter  von
wirtschaftlicher  Vernunft,  naturverträglicher  Planung  und
demokratischer Ehrlichkeit entfernt hat.

Ein  Fördersystem  gegen  jede
natürliche Logik
Es  gibt  Wahrheiten,  die  so  schlicht  sind,  dass  man  sich
wundern muss, warum sie überhaupt noch ausgesprochen werden
müssen. Eine davon lautet: Wo zu wenig Wind weht, dort ist ein
Standort für Windenergie nicht geeignet. Diese Einsicht ergibt
sich nicht aus Ideologie, sondern aus elementarer Vernunft.
Eine Anlage, die an einem schwachwindigen Ort nur deshalb
gebaut  wird,  weil  staatliche  Förderregeln  sie  künstlich
tragfähig machen, ist kein Erfolg der Energiewende, sondern
ein Beleg für ihre Fehlsteuerung.



Genau  das  kritisiert  die  Petition  mit  bemerkenswerter
Klarheit.  Das  bestehende  Fördersystem  führt  dazu,  dass
wirtschaftlich  ungeeignete  Standorte  nicht  aussortiert,
sondern  durch  politische  Mechanismen  künstlich  aufgewertet
werden.  Auf  dem  Papier  erscheinen  sie  rentabel,  in  der
Realität  aber  nur  deshalb,  weil  ihnen  der  Staat  über
Fördermodelle  die  nötige  Wirtschaftlichkeit  verschafft.  Was
also nach Investition und Zukunft klingt, ist bei näherem
Hinsehen oft ein staatlich alimentiertes Konstrukt, das unter
echten Marktbedingungen nie Bestand hätte.

Das Problem liegt nicht nur in einzelnen Fehlentwicklungen,
sondern im Prinzip selbst. Denn wenn der Staat gezielt dort
höhere  Anreize  setzt,  wo  die  natürlichen  Voraussetzungen
schwach  sind,  dann  wird  nicht  mehr  nach  Eignung  geplant,
sondern gegen sie. Der Ausbau folgt dann nicht länger dem
Maßstab  von  Effizienz  und  Sinnhaftigkeit,  sondern  dem
politischen Willen, möglichst überall Windkraft durchzusetzen
– notfalls auch gegen Natur, Landschaft, Wirtschaftlichkeit
und den gesunden Menschenverstand.

Das  Referenzertragsmodell  als
politischer Trick
Das  Referenzertragsmodell  wird  oft  technisch  und  nüchtern
beschrieben, als handele es sich um ein sachliches Instrument
ohne größere gesellschaftliche Brisanz. Tatsächlich aber ist
es eines der zentralen Werkzeuge, mit denen die Ausweitung der
Windkraft in immer neue Regionen ermöglicht wurde. Es sorgt
dafür, dass Standorte mit geringer Windhöffigkeit besonders
begünstigt  werden.  Je  schlechter  also  die  natürlichen
Bedingungen, desto stärker greift die politische Korrektur.

Allein darin liegt bereits ein bemerkenswerter Widerspruch.
Was  in  einer  vernünftigen  Energiepolitik  eigentlich  ein
Ausschlusskriterium sein müsste – nämlich mangelnder Wind –,



wird  im  deutschen  Fördersystem  zum  Anlass  für  besondere
Unterstützung. Der natürliche Nachteil eines Standortes wird
nicht als Grenze anerkannt, sondern durch staatliche Eingriffe
kompensiert. Damit wird aus einem objektiv schwachen Standort
ein scheinbar wirtschaftlicher. Doch dieser Schein ist teuer
erkauft.

Die Kosten verschwinden ja nicht. Sie werden nur verlagert. Am
Ende zahlen nicht die Projektierer den Preis für schlechte
Standortentscheidungen, sondern die Allgemeinheit. Stromkunden
tragen  die  Last  über  höhere  Preise,  Steuerzahler  über
staatlich flankierte Fördermechanismen, Kommunen über soziale
Konflikte und Bürger vor Ort über den Verlust von Landschaft,
Ruhe  und  gewachsener  Lebensqualität.  Was  also  als
energiewirtschaftliche  Modernisierung  verkauft  wird,  ist  in
Wahrheit  vielfach  eine  systematische  Umverteilung  von
Belastungen  nach  unten  und  von  Gewinnen  nach  oben.

Die  große  Lebenslüge  der
Energiewende
Die politische Erzählung lautet seit Jahren, dass der Ausbau
der  erneuerbaren  Energien  alternativlos  sei  und  jede  neue
Windkraftanlage automatisch einen Fortschritt darstelle. Genau
diese  vereinfachende  Sichtweise  hat  die  Debatte  vergiftet.
Denn sie tut so, als sei die bloße Zahl neuer Anlagen bereits
ein Beweis für Erfolg. Sie fragt nicht mehr ernsthaft danach,
wo gebaut wird, mit welcher Effizienz gebaut wird, zu welchem
Preis gebaut wird und welche Schäden dabei entstehen.

Diese  Verengung  ist  kein  Zufall.  Sie  ist  Teil  einer
politischen  Strategie,  die  Quantität  über  Qualität  stellt.
Hauptsache,  es  wird  gebaut.  Hauptsache,  die  Ausbauzahlen
stimmen. Hauptsache, man kann neue Genehmigungen, neue Flächen
und neue Projekte vermelden. Ob ein Standort sinnvoll ist, ob
die tatsächliche Stromausbeute den Eingriff rechtfertigt, ob



Anwohner  überfordert  werden  und  ob  Naturgüter  dauerhaft
geschädigt werden, tritt immer weiter in den Hintergrund.

Gerade darin liegt die große Lebenslüge dieser Politik. Denn
eine Energiewende, die sich nur durch immer tiefere Eingriffe,
immer  größere  Subventionslasten  und  immer  mehr  politische
Schönfärberei aufrechterhalten lässt, ist kein überzeugendes
Zukunftsmodell. Sie lebt von der Behauptung, dass jedes Opfer
notwendig sei und jede Kritik unseriös. Doch diese Behauptung
verliert an Glaubwürdigkeit, je mehr Menschen erleben, wie
rücksichtslos vor Ort geplant und wie selektiv über die Folgen
gesprochen wird.

Wenn  Bürger  zahlen  und  andere
profitieren
Der Unmut vieler Menschen entzündet sich nicht allein an den
Anlagen selbst, sondern an dem Gefühl, dass hier ein System
entstanden  ist,  in  dem  Verantwortlichkeiten  konsequent
verschoben  werden.  Die  Gewinne  liegen  bei  Investoren,
Betreibern und Projektentwicklern. Die Lasten dagegen werden
sozialisiert.  Genau  das  ist  einer  der  Gründe,  warum  die
Akzeptanz der Windkraftpolitik in vielen Regionen dramatisch
sinkt.

Denn die Bürger sehen sehr genau, was passiert. Sie sehen,
dass  ihre  Stromkosten  steigen.  Sie  sehen,  dass  politische
Entscheidungen über ihre Köpfe hinweg getroffen werden. Sie
sehen, dass einst geschützte oder sensible Landschaftsräume
zunehmend zur Verfügungsmasse einer ideologisch aufgeladenen
Ausbaupolitik werden. Und sie sehen, dass ihre Einwände zwar
angehört, aber immer seltener ernst genommen werden.

Besonders bitter ist dabei der moralische Ton, mit dem diese
Politik oft begleitet wird. Wer sich gegen ein Projekt vor der
eigenen  Haustür  wehrt,  wird  schnell  als  egoistisch



dargestellt.  Wer  auf  Landschaftszerstörung  oder  mangelnde
Wirtschaftlichkeit  hinweist,  gilt  plötzlich  als
Fortschrittsfeind.  Wer  Natur  schützen  will,  muss  sich
rechtfertigen,  während  diejenigen,  die  ganze  Räume
industrialisieren, sich als Bewahrer der Zukunft inszenieren.
Diese Verdrehung ist nicht nur arrogant, sondern demokratisch
brandgefährlich. Sie zerstört Vertrauen, weil sie berechtigte
Kritik nicht widerlegt, sondern diffamiert.

Natur  und  Landschaft  sind  keine
Verfügungsmasse
Für  Bürgerinitiativen  wie  ProNatur  ist  die  Frage  der
Subventionspolitik deshalb untrennbar mit dem Schutz von Natur
und  Landschaft  verbunden.  Denn  Förderlogik  bleibt  nie
abstrakt. Sie setzt sich immer in konkrete Eingriffe um. Jeder
künstlich attraktiv gerechnete Standort bedeutet am Ende reale
Flächeninanspruchnahme,  neue  Zuwegungen,  Rodungen,
Bodenversiegelung, technische Überformung und einen weiteren
Verlust an Unberührtheit und Heimatqualität.

Gerade  in  windschwächeren  Regionen  ist  dieser  Widerspruch
besonders deutlich. Dort ist der energetische Nutzen häufig
begrenzter,  während  der  landschaftliche  Schaden  umso
gravierender  ausfällt.  Wälder,  Höhenzüge,  Offenlandschaften
und  historisch  gewachsene  Kulturräume  werden  mit  Anlagen
überzogen,  die  sich  unter  normalen  Bedingungen  nie  hätten
durchsetzen können. Der Staat schafft also erst durch seine
Förderpolitik die Voraussetzungen dafür, dass Naturzerstörung
an  ungeeigneten  Standorten  überhaupt  wirtschaftlich
interessant  wird.

Das ist der eigentliche Skandal. Nicht allein, dass gebaut
wird, sondern dass politische Regeln die Zerstörung überhaupt
erst  rentabel  machen.  Natur  und  Landschaft  werden  so  zum
Kollateralschaden  einer  Politik,  die  sich  selbst  als



ökologisch bezeichnet, obwohl sie in der Fläche oft genau das
Gegenteil bewirkt. Wer den Begriff Nachhaltigkeit ernst nimmt,
kann eine solche Praxis nicht verteidigen.

Die Akzeptanzkrise ist hausgemacht
Die politische Klasse beklagt gerne mangelnde Akzeptanz in der
Bevölkerung, als handle es sich um ein Kommunikationsproblem.
Als müsste man den Menschen nur besser erklären, warum sie
Eingriffe  in  ihre  Umgebung  hinnehmen  sollen.  Doch  diese
Sichtweise ist bequem und falsch. Die Akzeptanzkrise ist nicht
das Ergebnis misslungener Öffentlichkeitsarbeit. Sie ist das
direkte  Resultat  einer  Politik,  die  Bürgerinteressen
systematisch  entwertet  und  Kritik  reflexhaft  moralisch
abwehrt.

Menschen  verlieren  nicht  deshalb  Vertrauen,  weil  sie
Fortschritt grundsätzlich ablehnen. Sie verlieren Vertrauen,
wenn sie den Eindruck gewinnen, dass politische Entscheidungen
nicht mehr dem Gemeinwohl dienen, sondern einem dogmatischen
Ausbauprogramm. Sie verlieren Vertrauen, wenn offensichtliche
Widersprüche  nicht  benannt  werden  dürfen.  Sie  verlieren
Vertrauen, wenn sie erleben, dass wirtschaftlich fragwürdige
Projekte mit großem Nachdruck durchgesetzt werden, obwohl die
Belastungen vor Ort enorm sind.

Die Petition 193142 ist deshalb auch Ausdruck einer tieferen
gesellschaftlichen Erschöpfung. Sie macht deutlich, dass immer
mehr Bürger nicht länger bereit sind, die offizielle Erzählung
widerspruchslos zu akzeptieren. Sie verlangen eine Rückkehr zu
Maß,  Vernunft  und  Verantwortlichkeit.  Sie  verlangen,  dass
politische  Entscheidungen  wieder  auf  nachvollziehbaren
Kriterien  beruhen  und  nicht  auf  der  Logik  permanenter
Förderung.



Eine Reform ist keine Radikalität,
sondern überfällig
Es  ist  bemerkenswert,  wie  schnell  in  Deutschland  jede
grundlegende  Kritik  an  der  Windkraftförderung  als  radikal
etikettiert wird. Dabei ist die Forderung der Petition in
Wahrheit ausgesprochen moderat. Sie verlangt nichts anderes,
als dass Windenergieanlagen dort errichtet werden sollen, wo
eine  ausreichende  Windhöffigkeit  besteht  und  ein
wirtschaftlicher  Betrieb  ohne  dauerhafte  Subventionierung
möglich ist. Das sollte eigentlich selbstverständlich sein.

Denn welche andere Infrastruktur würde man ernsthaft nach dem
Prinzip planen, dass fehlende Eignung einfach durch staatliche
Dauerhilfe ersetzt wird? In kaum einem anderen Bereich würde
man es hinnehmen, dass objektiv schwache Voraussetzungen nicht
zum Ausschluss führen, sondern zum Fördervorteil werden. Genau
deshalb trifft die Petition einen so empfindlichen Punkt: Sie
entlarvt die Windkraftförderung als Bereich, in dem politische
Zielvorgaben die Realität längst überlagert haben.

Eine Reform der Subventionspolitik ist daher kein Angriff auf
Vernunft, sondern ihre Wiederherstellung. Es geht nicht darum,
jede Form von Windenergie pauschal abzulehnen. Es geht darum,
endlich wieder zwischen geeigneten und ungeeigneten Standorten
zu unterscheiden, zwischen sinnvollen Projekten und künstlich
am Leben gehaltenen Vorhaben, zwischen echter Nachhaltigkeit
und teuer subventionierter Symbolpolitik.

Schluss mit der Schönfärberei !!!
Die Zeit der politischen Beschwichtigungen muss vorbei sein.
Es  reicht  nicht  mehr,  immer  neue  Anlagen  mit  immer  neuen
Rechtfertigungen  zu  versehen,  während  die  finanziellen,
ökologischen und sozialen Schäden weiter wachsen. Es reicht
nicht,  Bürgern  Opfer  abzuverlangen  und  ihnen  zugleich  zu



erklären, sie müssten diese Opfer als Fortschritt verstehen.
Es  reicht  nicht,  Naturzerstörung  als  Klimaschutz  zu
etikettieren  und  wirtschaftliche  Fehlsteuerung  als
Erfolgsgeschichte  zu  verkaufen.

Die Petition 193142 ist deshalb ein notwendiger Weckruf. Sie
erinnert daran, dass auch die Energiewende den Regeln von
Vernunft,  Ehrlichkeit  und  Verhältnismäßigkeit  unterliegen
muss. Ein Fördersystem, das schwachwindige Standorte künstlich
attraktiv  macht,  ist  kein  Ausdruck  intelligenter  Politik,
sondern ein Symptom politischer Selbstüberschätzung. Wer echte
Nachhaltigkeit will, muss aufhören, ungeeignete Projekte mit
dem Geld der Allgemeinheit künstlich zu vergolden.

Deutschland  braucht  keine  Windkraft  um  jeden  Preis.
Deutschland braucht endlich eine ehrliche Debatte darüber, wo
Windenergie sinnvoll ist, wo ihre Grenzen liegen und warum
Natur, Landschaft und Bürgerinteressen nicht länger dem Zwang
eines ideologisierten Ausbauprogramms geopfert werden dürfen.
Genau  deshalb  verdient  diese  Petition  Aufmerksamkeit,
Unterstützung und öffentliche Debatte. Denn sie stellt die
Frage, die längst viel zu lange verdrängt wurde: Wie viel
Fehlsteuerung will sich dieses Land eigentlich noch leisten?

BITTE  JEDER  DIE  AKTUELLE  PETITION  IM
BUNDESTAG UNTERZEICHNEN:

WIR  BRAUCHEN  30.000  UNTERSCHRIFTEN  BIS
16.04.2026
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2026/_01/_08/Peti
tion_193142.html
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Wenn der Wind krank macht –
Ein  Urteil  erschüttert  die
Windkraftbranche

Frankreich  setzt  ein  Zeichen:
Erstmals  erkennt  ein  Gericht  den
direkten  Zusammenhang  zwischen
Windrädern  und  Gesundheitsschäden
an
Es  war  ein  ganz  normaler  Herbsttag  im  November,  als  in
Straßburg ein Urteil gefällt wurde, das die Windkraftbranche
in ihren Grundfesten erschüttern sollte. Still, fast unbemerkt
von der großen Öffentlichkeit, sprach das Zivilgericht des
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Tribunal  judiciaire  de  Strasbourg  aus,  was  Tausende  von
Anwohnern in ganz Europa seit Jahren verzweifelt zu beweisen
versuchen: Windräder machen krank. Nicht als Einbildung, nicht
als Hysterie – sondern als juristisch anerkannte, medizinisch
belegte Tatsache.

Eine ehemalige Lehrerin aus einem kleinen Dorf in der Somme,
die seit 1985 gemeinsam mit ihrem Mann das ruhige Landleben
genoss, steht im Mittelpunkt dieses historischen Verfahrens.
Seit 2009 – dem Jahr, in dem zwölf Windmasten buchstäblich am
Ende ihres Gartens errichtet wurden – ist von Ruhe keine Rede
mehr.  Was  folgte,  war  ein  schleichender,  zermürbender
Albtraum.

Das Ende der Stille
Stellen Sie sich vor: Sie haben Ihr Leben lang für ein Stück
Frieden auf dem Land gearbeitet. Ein Haus, ein Garten, frische
Luft, Vogelgezwitscher. Dann, von einem Tag auf den anderen,
ragen zwölf stählerne Giganten aus dem Boden – tagsüber mit
weißem Blinklicht, nachts mit rotem. Die Rotorblätter drehen
sich unaufhörlich, Tag und Nacht, Sommer wie Winter. Und mit
ihnen beginnt ein Geräusch, das man nicht wirklich hören kann
– aber das man fühlt. Tief im Körper. Im Kopf. In den Knochen.

Genau das beschreibt die Klägerin aus der Somme. Schwindel.
Schlafstörungen.  Angstzustände.  Konzentrationsprobleme.
Kopfschmerzen, die sich schleichend entwickelten – zwei bis
drei  Monate  nach  der  Inbetriebnahme  der  Anlage  –  und  die
verschwanden, sobald sie das Haus verließ oder die Windräder
abgeschaltet wurden. Die Korrelation war eindeutig. Für die
Betroffene.  Für  ihren  Neurologen.  Und  nun  auch  für  das
Gericht.

„Das Gericht stellt fest, dass der Betrieb der in der Nähe des
Wohnhauses  von  Frau  […]  errichteten  Windkraftanlagen  die
direkte und sichere Ursache des Stresses und der Angst ist,



die die Betroffene empfindet“, heißt es im Urteil vom 13.
November. Klarer kann ein Richterspruch kaum sein.

Das Schweigen der Wissenschaft – und das
Leiden der Menschen
Was diesen Fall so brisant macht, ist nicht nur das Urteil
selbst. Es ist die jahrelange Ignoranz, mit der Behörden,
Politiker und Teile der Wissenschaft die Klagen von Anwohnern
abgetan haben. Das sogenannte „Windrad-Syndrom“ – ein Begriff,
den  Betroffene  selbst  geprägt  haben  –  wurde  jahrelang
belächelt,  als  psychosomatisch  abgestempelt,  als  Einbildung
von  Fortschrittsfeinden  und  Nimbys  (Not  in  my  backyard)
abgetan.

Dabei  ist  die  Liste  der  Symptome  erschreckend  konsistent:
Tinnitus, Kopfschmerzen, Schlafstörungen, Gedächtnisprobleme,
anhaltende  Erschöpfung,  Depressionen,  Schwindel,  Übelkeit.
Immer  wieder  dieselben  Beschwerden.  Immer  wieder  dieselbe
Quelle.

Rechtsanwalt  Philippe  Bodereau,  der  die  Klägerin  vertrat,
legte den Richtern ein beeindruckendes Dossier vor. Darunter
der  Bericht  des  französischen  Dr.  Pierpont,  der  die
vielfältigen Lärmbelästigungen durch Windräder dokumentiert.
Dazu eine amerikanische Studie des Dr. Nissembaum aus dem US-
Bundesstaat Maine, die einen klaren Zusammenhang zwischen der
Entfernung  von  Windrädern  und  dem  Auftreten  von
Schlafstörungen sowie Depressionen bei Anwohnern belegt. Je
näher  die  Turbinen,  desto  schwerer  die  Symptome.  Eine
Erkenntnis,  die  eigentlich  niemanden  überraschen  sollte  –
außer vielleicht jene, die an der Windkraft verdienen.

Die unsichtbare Bedrohung: Infraschall
Besonders  alarmierend  ist  die  Rolle  der  sogenannten



Infraschallwellen  –  Töne  unterhalb  von  20  Hertz,  die  das
menschliche Ohr nicht wahrnehmen kann, die der Körper aber
dennoch registriert. Man hört sie nicht. Man spürt sie. Und
genau das macht sie so gefährlich: Man kann sich nicht dagegen
wehren, weil man sie nicht bewusst wahrnimmt.

Ein Dokument einer Behörde zur Prävention beruflicher Risiken,
das Bodereau den Richtern vorlegte, ist in seiner Deutlichkeit
erschreckend:  Bei  „ausreichend  intensiver  und  wiederholter
Exposition“  verursachen  diese  unhörbaren  Schallwellen
Unbehagen, Erschöpfung, Reizbarkeit, Kopfschmerzen, Schwindel
und  Übelkeit.  Symptome,  die  sich  wie  eine  Blaupause  der
Beschwerden  lesen,  die  Windkraftanwohner  seit  Jahren
schildern.

Das Perfide dabei: Infraschall lässt sich kaum abschirmen. Er
durchdringt Wände, Decken, Böden. Der Windkraftbetreiber hatte
zwar  Schallschutzmaßnahmen  im  Schlafzimmer  der  Klägerin
durchführen lassen – doch ohne Erfolg. Und genau hier liegt,
wie  Bodereau  treffend  anmerkt,  eine  bittere  Ironie:  Warum
sollte ein Unternehmen teure Dämmarbeiten in einem Privathaus
bezahlen, wenn es nicht selbst wüsste, dass seine Anlagen
Schaden anrichten? Diese Maßnahme ist nichts anderes als ein
stilles Schuldeingeständnis.

Ein  Präzedenzfall  –  und  seine
Vorgeschichte
Das Urteil von Straßburg steht nicht allein. Bereits 2021
hatte das Berufungsgericht Toulouse einem Ehepaar aus dem Tarn
Recht gegeben, das unter Schwindel, Kopfschmerzen und einem
permanenten Gefühl der Beklemmung litt. Das Gericht erkannte
eine  „abnormale  Nachbarschaftsstörung“  an  –  und  der
Windparkbetreiber musste 100.000 Euro Entschädigung zahlen.

Nun, in Straßburg, geht die Justiz noch einen entscheidenden
Schritt weiter: Nicht nur eine Störung wird anerkannt, sondern



ein  direkter  Kausalzusammenhang  zwischen  dem  Betrieb  der
Windräder  und  den  Gesundheitsschäden.  Die  Klägerin  erhielt
8.300 Euro Entschädigung, ihr Ehemann – dessen Lebensqualität
durch das Leiden seiner Frau ebenfalls massiv beeinträchtigt
wurde – weitere 5.000 Euro.

Für Anwalt Bodereau ist dies ein historischer Moment: „Zum
ersten  Mal  wird  eine  Verbindung  zwischen  dem  Betrieb  von
Windkraftanlagen und den Auswirkungen auf die körperliche und
seelische Gesundheit hergestellt.“

Behörden schauen weg – Betroffene zahlen
den Preis
Während  die  Justiz  langsam  aufwacht,  schlafen  die
Gesundheitsbehörden weiter. Die Académie nationale de médecine
erklärte  noch  2017  in  einem  Bericht,  die  Rolle  des
Infraschalls könne „vernünftigerweise ausgeschlossen werden“.
Die ANSES – Frankreichs Behörde für Lebensmittel-, Umwelt- und
Arbeitssicherheit – sieht keinen Anlass, die Regulierung von
Windparks zu verschärfen.

Und  doch:  Selbst  die  ANSES  muss  einräumen,  dass  „die
potenziellen  Auswirkungen  von  Infraschall  und
Niederfrequenzschall  auf  die  Gesundheit  bisher  nur  wenig
wissenschaftlich untersucht wurden“. Man empfiehlt daher, „die
Forschung  zu  den  Zusammenhängen  zwischen  Gesundheit  und
Exposition  gegenüber  Infraschall  und  Niederfrequenzschall
fortzusetzen“.

Mit anderen Worten: Wir wissen es nicht genau – aber wir bauen
trotzdem  weiter.  Tausende  von  Windrädern  werden  errichtet,
Millionen von Menschen leben in ihrer Nähe, und die Forschung
hinkt hinterher. Das ist keine Energiepolitik. Das ist ein
Experiment am lebenden Menschen.



Was bedeutet das für Deutschland?
Frankreich hat gesprochen. Und die Frage, die sich nun stellt,
ist: Wann zieht Deutschland nach?

Hierzulande leben Hunderttausende von Menschen in der Nähe von
Windkraftanlagen.  Der  Mindestabstand  von  500  Metern  –  in
manchen Bundesländern sogar weniger – erscheint angesichts der
vorliegenden Erkenntnisse wie ein schlechter Witz. In Bayern
gilt  zwar  die  sogenannte  10H-Regelung,  die  einen
Mindestabstand vom Zehnfachen der Anlagenhöhe vorschreibt –
doch diese wurde von der Regierung faktisch ausgehöhlt.

Während  Politiker  und  Lobbyisten  die  Energiewende  als
alternativlos feiern, zahlen die Menschen in den betroffenen
Dörfern  den  Preis:  mit  ihrer  Gesundheit,  mit  ihrer
Lebensqualität,  mit  dem  Wert  ihrer  Häuser  –  und  mit  dem
Schlaf, den sie Nacht für Nacht verlieren.

Fazit: Das Schweigen hat ein Ende
Das  Urteil  von  Straßburg  ist  mehr  als  eine  juristische
Entscheidung. Es ist ein Dammbruch. Es gibt den Betroffenen
ihre Würde zurück. Es sagt: Ihr habt nicht übertrieben. Ihr
habt nicht fantasiert. Ihr habt gelitten – und das war real.

Die Windkraftindustrie, die Milliarden mit dem grünen Gewissen
der Gesellschaft verdient, wird sich nun warm anziehen müssen.
Denn wenn Gerichte erst einmal anfangen, Kausalzusammenhänge
anzuerkennen,  werden  die  Klagen  nicht  weniger  werden.  Sie
werden mehr.

Und vielleicht – nur vielleicht – wird dann endlich die Frage
gestellt, die längst hätte gestellt werden müssen: Zu welchem
Preis wollen wir die Energiewende? Und wer bezahlt ihn?

Quellen:  Le  Figaro,  Urteil  des  Tribunal  judiciaire  de
Strasbourg vom 13. November 2025, Berufungsgericht Toulouse



2021, ANSES-Bericht, Académie nationale de médecine 2017
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